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A. Problem und Regelungsbedürfnis

Da das Kindertagesstättengesetz vom 15. März 1991 mehr als 20 Jahre nicht grund-
sätzlich neugefasst worden war und sich zwischenzeitlich viele neue Aufgaben der 
Tageseinrichtungen für Kinder nicht mehr im Kindertagesstättengesetz wiederge-
funden hatten, wurde im Jahr 2019 das Landesgesetz über die Weiterentwicklung 
der Erziehung, Bildung und Betreuung von Kindern in Tageseinrichtungen und in 
Kindertagespflege (KiTa-Zukunftsgesetz) vom 3. September 2019 durch den rhein-
land-pfälzischen Landtag mit den Stimmen der regierungstragenden Fraktionen be-
schlossen. Artikel 1 des KiTa-Zukunftsgesetzes beinhaltete das neue Landesgesetz 
über die Erziehung, Bildung und Betreuung von Kindern in Tageseinrichtungen und 
in Kindertagespflege (KiTaG).

Diese seit dem 1. Juli 2021 in Kraft getretene Novelle soll nach der Gesetzesbegrün-
dung insbesondere die Finanzierung der Kindertagesstätten neu regeln, die Qualität 
der Betreuung und Bildung verbessern, Elternrechte konkretisieren und die Perso-
nalbemessung der Tageseinrichtungen für Kinder von einer gruppenbezogenen auf 
eine platzbezogene Zuweisung verändern.

Schon zum Referentenentwurf und schließlich auch zum Gesetz haben Eltern, Er-
zieherinnen und Erzieher, Träger von Tageseinrichtungen, Kommunen und Ver-
bände umfassend Kritik geäußert. Im Rahmen der Sachverständigenanhörung vom 
25. Juni 2019 im Bildungsausschuss des Landtags kamen die angehörten Expertinnen 
und Experten zum Ergebnis, dass der Gesetzentwurf der Landesregierung an der tat-
sächlichen Kita-Realität, dem Arbeitsalltag der Erzieherinnen und Erzieher und den 
Bedürfnissen der Kinder vorbeigehe.

Die tatsächliche Qualitätssteigerung und die Verbesserung der Rahmenbedingungen 
bleiben laut Rückmeldungen aus der Praxis weit hinter dem Versprechen der Lan-
desregierung zurück.

Im KiTa-Zukunftsgesetz werden Aufgaben wie die Sprachförderung, Schulvorbe-
reitung, Inklusion und Integration als wesentliche Bestandteile der pädagogischen 
Arbeit der Kindertagesstätten und der Erzieherinnen und Erzieher definiert (vgl. § 1 
Abs. 2, § 3 Abs. 1 und 3, § 4 KiTaG). Doch in der Praxis zeigt sich, dass diese vielfälti-
gen Anforderungen in der Personalquote nach § 21 Abs. 3 KiTaG nicht hinreichend 
berücksichtigt worden sind. Erzieherinnen und Erzieher berichten, dass die für die 
Erfüllung dieser komplexen Aufgaben erforderliche Zeit in der aktuellen Berech-
nungsgrundlage nicht angemessen aufgewandt werden könne. Damit werde es den 
Fachkräften erschwert, den hohen pädagogischen Ansprüchen gerecht zu werden 
und den Bedürfnissen der Kinder individuell und nachhaltig nachzukommen.

Darüber hinaus fehlt es dem KiTa-Zukunftsgesetz weiterhin an einheitlichen Stan-
dards. Nach Aussage von kommunalen und freien Trägern gibt es eine Unzufrieden-
heit bei der ursprünglich anvisierten Verbesserung der Finanzierungsstruktur.

So kritisieren Kommunen beispielsweise, dass der eigentliche Zweck des mit der 
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Novelle neu eingeführten Sozialraumbudgets zum Ausgleich sozialraumbedingter 
Unterschiede dadurch unterlaufen werde, dass es betriebserlaubnisrelevantes Perso-
nal mitfinanziere. Ferner wurde die Personalkostenfinanzierung bei der Entwick-
lung, Erprobung und Implementierung von pädagogischen Inhalten, Methoden und 
Konzepten durch das KiTaG gestrichen.

Ein modernes und ansprechendes Kindertagesstättengesetz hat aber dafür Sorge zu 
tragen, dass alle formulierten Ansprüche an die Tageseinrichtungen mit den not-
wendigen Ressourcen hinterlegt werden, damit die Erzieherinnen und Erzieher 
sich nicht jeden Tag zwischen gesetzlich formuliertem Anspruch und tatsächlicher 
Wirklichkeit aufreiben. Das Gesetz wird diesem Anspruch in seiner aktuell gültigen 
Fassung nicht gerecht.

B. Lösung

Es bedarf eines Gesetzes, das einerseits die im Kita-System Beschäftigten und die 
Träger in die Lage versetzt, den Anforderungen an die Erziehung, Bildung und Be-
treuung von Kindern in Tageseinrichtungen gerecht zu werden. Gleichzeitig soll es 
andererseits dem Rechtsanspruch eines jeden Kindes auf Förderung seiner Entwick-
lung und auf Erziehung zu einer eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen 
Persönlichkeit gerecht werden.

Ein Kita-Gesetz muss das Wohl, die Bildung, Erziehung und Betreuung des Kindes in 
den Mittelpunkt stellen und zum obersten Ziel haben. Die vorgelegten Änderungen 
des KiTaG ermöglichen dies. 

C. Alternativen

Keine.

D. Kosten

Im Zuge der Erfüllung seiner künftigen gesetzlichen Verpflichtungen wird das Land 
mit einer Reihe von Kosten belastet, die in den kommenden Jahren fällig werden.

Jährlich fallen zusätzliche Kosten in Höhe von rund 100,5 Mio. EUR an, die sich 
aus den laufenden Personalkosten (ohne Berücksichtigung von Tarifentwicklungen), 
den Ausgaben für Sprachförderkräfte sowie der Förderung von Modellprojekten zu-
sammensetzen {siehe dazu 1.}. Weitere Kosten i.H.v. rund 80 Mio. EUR für die 
nunmehr im Gesetz vorgesehene Beteiligung des Landes an notwendigen Baumaß-
nahmen, verteilen sich über mehrere Jahre und sind abhängig vom Fortschritt der 
jeweiligen baulichen Realisierungsphase {siehe dazu 2.}.

(1.)

a) Personalkosten:

Ein zentraler Kostenpunkt sind die Personalkosten, die durch die Gesetzesände-
rung entstehen. Aufgrund eines Anstiegs der Landeszuweisungen in § 25 Abs. 2 
um 2,5 Prozent entstehen dem Land jährlich zusätzliche Personalausgaben in Höhe 
von 24 Mio. EUR, die mit eigenen Landesmitteln zu zahlen sind. Hinzu kommen 
56 Mio. EUR, die zur Umsetzung der neuen Bestimmungen in § 21 und § 22 erfor-
derlich sind. Diese sollen zum einen die Kosten für die zusätzlich benötigten 1 500 
VZÄ abdecken, die sich nach § 21 aus den veränderten Personalquoten auf 0,275 
VZÄ (U2) und 0,11 VZÄ (Ü2) ergeben. Zum anderen decken diese die für die Ände-
rung der Leitungsfreistellung nach § 22 zusätzlich benötigten 250 VZÄ ab.

Darüber hinaus führt die (Wieder-)Einführung von Sprachförderkräften zu zusätz-
lichen Ausgaben in Höhe von rund 20 Mio. EUR. Diese Summe ist aus einem neu-
en entsprechenden Förderprogramm des Landes zu finanzieren, um die sprachliche 
Entwicklung der betreuten Kinder zu unterstützen.

b) Modellprojekte:

Zusätzlich sieht die Gesetzesänderung die Finanzierung von Modellprojekten mit 
Landesmitteln vor. Für den Start dieser Pilotprojekte sind zunächst jährliche Mittel 
in Höhe von 100 000 EUR im Haushalt einzuplanen. Diese Projekte dienen dazu, 
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die Auswirkungen und den Erfolg der Gesetzesänderung in der Praxis zu erproben 
und gegebenenfalls Anpas-sungen vorzunehmen.

(2.)

Baukosten: 

Ein letzter Kostenfaktor sind Baukosten. Das Land wird sich künftig entsprechend 
dem hier vorliegenden Gesetzesentwurf zu 40 Prozent an den Kosten für Neu-, Um-, 
An-, Ersatz- und Erweiterungsbauten sowie Sanierungen von Tageseinrichtungen 
beteiligen. Insgesamt können dem Land so über die kommenden Jahre Baukosten in 
Höhe von rund 80 Mio. EUR entstehen; abhängig von der Anzahl und dem Fort-
schritt der eingereichten baulichen Maßnahmen vor Ort.

Die mit der Gesetzesänderung verbundenen jährlichen und langfristigen Ausgaben 
in den dargestellten Bereichen Personal, Sprachförderung, Modellprojekte und In-
vestitionen in die Gebäude der Kindertageseinrichtungen sind wichtige Investitio-
nen. Diese sind es uns für eine gute Zukunft unserer Kinder im Hinblick auf einen 
gelungenen Schulstart und den langfristigen Erfolg einer guten Bildung, Erziehung 
und Betreuung bei gleichzeitiger Sicherstellung des gesetzlich verankerten Rechts-
anspruchs wert.
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L a n d e s g e s e t z 
zur Änderung des Landesgesetzes  

über die Erziehung, Bildung und Betreuung 
von Kindern in Tageseinrichtungen und 

in Kindertagespflege (KiTaG) vom 03.09.2019

Der Landtag Rheinland-Pfalz hat das folgende Gesetz be-
schlossen:

Artikel 1

Das Landesgesetz über die Erziehung, Bildung und Betreuung 
von Kindern in Tageseinrichtungen und in der Kindertagespfle-
ge vom 03.09.2019 wird wie folgt geändert:

1.	 § 1 wird wie folgt geändert:
a)	 § 1 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„Jedes Kind hat das Recht auf Förderung seiner Ent-
wicklung und auf Erziehung zu einer eigenverantwort-
lichen und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit. Unter 
Beachtung dieses Rechtes hat die Kindertagesbetreuung 
das Ziel, die Erziehung und Bildung der Kinder in der Fa-
milie zu unterstützen und zu ergänzen. Der Förderauftrag 
der Kindertagesbetreuung umfasst die Erziehung, Bildung 
und Betreuung des Kindes. Die Kinder sind ihrem Ent-
wicklungsstand entsprechend zu beteiligen. Sie sollen ihre 
motorischen, sprachlichen, sozialen, künstlerischen und 
musischen Fähigkeiten gezielt erproben und entwickeln. 
Kindertagesbetreuung erfolgt in Tageseinrichtungen und 
in Kindertagespflege.“

b)	 Nach Abs. 2 wird folgender neuer Abs. 3 eingefügt:
„Die kontinuierliche Förderung der sprachlichen Ent-
wicklung gemäß § 1 Abs. 1 S. 3 ist ein zentrales Ziel 
des Bildungs- und Erziehungsauftrages der Kinderta-
gesbetreuung. In der pädagogischen Konzeption einer 
Tageseinrichtung nach § 3 Abs. 5 müssen insbesonde-
re Ausführungen zur alltagsintegrierten, fortlaufenden 
Unterstützung und Förderung der sprachlichen Ent-
wicklung der Kinder sowie zur gezielten individuellen 
Sprachförderung enthalten sein.

Die Umsetzung der Maßnahmen zur Stärkung der indi-
viduellen sprachlichen Bildungsarbeit in Tageseinrichtun-
gen durch zusätzliche Fachkräfte für sprachliche Bildung 
sowie prozessbegleitende Fachberatungen werden durch 
das Land gesondert gefördert. Das fachlich zuständige Mi-
nisterium regelt per Rechtsverordnung das Nähere über 
diese Zuwendungen.“

c)	 Nach Abs. 3 wird folgender neuer Abs. 4 eingefügt:
„Die Kindertagesbetreuung ist Teil des rheinland-pfäl-
zischen Bildungssystems. Sie soll in geeigneter Form 
auf die Schule vorbereiten.“

d)	 Der bisherige § 1 Abs. 3 wird zu § 1 Abs. 5.
e)	 Der bisherige § 1 Abs. 4 wird zu § 1 Abs. 6.
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2.	 § 4 Abs. 1 erhält folgende Fassung:
„Alle Kinder sollen in dem Jahr, welches der Schulpflicht 
unmittelbar vorausgeht, eine Tageseinrichtung besuchen 
und eine verbindliche Vorbereitung auf die Grundschule er-
halten. Hierauf wirken die örtlichen Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe hin. Ziel der Vorbereitung ist die Erlangung der 
zum Eintritt in die Grundschule notwendigen Basisqualifika-
tionen. Die Vorbereitung erfolgt nach Maßgabe der pädago-
gischen Konzeption der Tageseinrichtung, unter Berücksich-
tigung der Bildungs- und Erziehungsempfehlungen sowie des 
Entwicklungsstandes des Kindes, und in Zusammenarbeit 
mit den Eltern und der Grundschule.“

3.	 § 7 wird wie folgt geändert:
§ 7 Abs. 1 S. 1 erhält folgende Fassung:
„In jeder Tageseinrichtung ist auf Verlangen des Elternaus-
schusses ein Beirat einzurichten.“

4.	 § 14 wird folgt geändert:
§ 14 Abs. 1 erhält folgende Fassung:
„Kinder, die das erste Lebensjahr vollendet haben, haben bis 
zum Schuleintritt einen Rechtsanspruch auf Förderung in ei-
ner Tageseinrichtung. Er umfasst im Rahmen der Öffnungs-
zeiten der Tageseinrichtung montags bis freitags eine tägliche 
Betreuungszeit von regelmäßig durchgängig sieben Stunden, 
die als Vormittagsangebot ausgestaltet werden sollen. Der 
gesetzliche Betreuungsanspruch von sieben Stunden täglich 
ist in einer Kernzeit durch pädagogische Fachkräfte gemäß 
der jeweils gültigen Fachkräftevereinbarung zu leisten. In 
den über die sieben Stunden hinausgehenden Randzeiten 
kann bei der Betreuung von der Fachkraft-Quote nach der 
jeweils gültigen Fachkräftevereinbarung abgewichen werden. 
In Krankheitsfällen und bei Beschäftigungsverboten nach 
dem Mutterschutzgesetz kann auch der Kernzeit von der 
Fachkraft-Quote gemäß der jeweils gültigen Fachkräftever-
einbarung abgewichen werden; die Abweichung soll jedoch 
einen Zeitraum von vier Wochen innerhalb eines halben Ka-
lenderjahres nicht überschreiten. Die Sicherstellung der Auf-
sichts- und Fürsorgepflicht muss zu jeder Zeit gewährleistet 
sein. § 24 Abs. 2 Satz 2 und Abs. 3 Satz 2 des Achten Buches 
Sozialgesetzbuch bleibt unberührt. Bei Angeboten, die eine 
Betreuung über die Mittagszeit mit einschließen, muss ein 
Mittagessen vorgesehen werden; dabei können die Qualitäts-
standards der Deutschen Gesellschaft für Ernährung e.V. als 
Orientierung dienen.“

5.	 § 15 wird wie folgt geändert:
a)	 § 15 Abs. 1 erhält folgenden Fassung:

„Kindertagespflege hat den Auftrag, die Entwicklung 
des Kindes zu einer eigenverantwortlichen und gemein-
schaftsfähigen Persönlichkeit zu fördern sowie die Erzie-
hung und Bildung in der Familie zu unterstützen und zu 
ergänzen.

Die Kindertagespflege bietet ein familiennahes Betreu-
ungsangebot mit flexiblen Betreuungszeiten an und ist 
insbesondere für Kinder bis zum vollendeten dritten Le-
bensjahr als pädagogisch besonders wertvoll anzusehen.“

b)	 Der bisherige § 15 Abs. 1 wird zu Abs. 2.

6.	 § 18 wird wie folgt geändert:
§ 18 erhält folgende neue Fassung:
„Zur Begleitung und Weiterentwicklung frühkindlicher Er-
ziehungs-, Bildungs- und Betreuungsangebote können Träger 
von Tageseinrichtungen Modellprojekte zur Entwicklung, 
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Erprobung und Implementierung von pädagogischen In-
halten, Methoden und Konzepten aufsetzen. Dazu können 
mit dem fachlich zuständigen Ministerium Vereinbarungen, 
auch hinsichtlich der Förderung durch das Land, getroffen 
werden. Modellprojekte in Abweichung von den Bestim-
mungen dieses Gesetzes und den hierzu erlassenen Rechtsver-
ordnungen sind mit dem fachlich zuständigen Ministerium 
abzustimmen.“

7.	 § 21 wird wie folgt geändert:
a)	 § 21 Abs. 1 erhält eine neue Ziff. 2 mit folgendem 

Wortlaut:
„2.	 das zur Erteilung der Betriebserlaubnis relevante 

Personal, “
b)	 § 21 Abs. 1 Ziff. 2 wird zu Ziff. 3.
c)	 § 21 Abs. 1 Ziff. 3 wird zu Ziff. 4.
d)	 § 21 Abs. 1 Ziff. 4 wird zu Ziff. 5.
e)	 § 21 Abs. 1 Ziff. 5 wird zu Ziff. 6.
f)	 § 21 Abs. 1 Ziff. 6 wird zu Ziff. 7.
g)	 § 21 Abs. 3 erhält folgende neue Fassung:

„Das Land gewährt Zuweisungen nach § 25 auf der 
Grundlage der nachfolgenden Personalquoten:
1.	 0,275 Vollzeitäquivalente je Platz für Kinder bis zur 

Vollendung des zweiten Lebensjahres,
2.	 0,11 Vollzeitäquivalente je Platz für Kinder ab dem 

vollendeten zweiten Lebensjahr bis zum Schulein-
tritt und,

3.	 0,086 Vollzeitäquivalente je Platz für Kinder vom 
Schuleintritt bis zum vollendeten 14. Lebensjahr.

Die Personalquote bezieht sich auf eine tägliche Betreuungs-
zeit von sieben Stunden für einen Platz. Bei einer anderen Be-
treuungszeit ist die Personalquote entsprechend anzupassen.

In begründeten Ausnahmefällen ist eine Überschreitung des 
Personals einer Tageseinrichtung von bis zu 10 v.H. pro Ta-
geseinrichtung im Sinne der Fachkräftesicherung zugelassen.

Das fachlich zuständige Ministerium wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung das Nähere zu erlassen, einschließlich Re-
gelungen zu Teilzeit- und Splittingplätzen.”

8.	 § 22 wird wie folgt geändert:
§ 22 S. 2 erhält folgende neue Fassung:
„Die Leitungstätigkeit ist bei der Ermittlung des Personal-
bedarfs nach § 21 Abs. 3 und Abs. 4 mit zusätzlichen 0,192 
Vollzeitäquivalenten je Tageseinrichtung bis zu 74 Plätzen, 
0,256 Vollzeitäquivalenten je Tageseinrichtung ab 75 Plätzen 
sowie weiteren 0,005 Vollzeitäquivalenten je 40 Stunden wö-
chentliche Betreuungszeit anteilig zu berücksichtigen (Lei-
tungszeit).“

9.	 § 25 wird wie folgt geändert:
a)	 In § 25 Abs. 2 S. 2 wird in Ziff. 1 die Zahl „44,7“ durch 

die Zahl „47,2“ ersetzt.
b)	 In § 25 Abs. 2 S. 2 wird in Ziff. 2 die Zahl „47,2“ durch 

die Zahl „49,7“ ersetzt.
c)	 § 25 Abs. 5 erhält folgende Fassung:

„Die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe erhal-
ten zusätzlich Zuweisungen des Landes zur Deckung von 
nicht betriebserlaubnisrelevanten personellen Bedarfen, 
die in Tageseinrichtungen aufgrund ihres Sozialraums 
oder anderer besonderer Bedarfe entstehen können (So-
zialraumbudget). Die durch die Zuweisung ermöglichten 
personellen Verstärkungen außerhalb des betriebserlaub-
nisrelevanten Personals müssen den Tageseinrichtungen 
zugeordnet werden, in denen sie wirksam werden.“
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10.	 Nach § 27 wird folgender neuer Paragraph 28 eingefügt:

„§ 28 Baukosten

(1) An den Baukosten für notwendige Baumaßnahmen, ins-
besondere Neu-, Um-, An-, Ersatz- und Erweiterungsbau-
ten sowie Sanierungen von Tageseinrichtungen, beteiligen 
sich der überörtliche und der örtliche Träger der öffentli-
chen Jugendhilfe mit jeweils 40 v.H.; der verbleibende An-
teil von 20 v.H. ist Eigenanteil des kommunalen Trägers 
einer Tageseinrichtung.

(2) Die anerkannten Träger der freien Jugendhilfe beteili-
gen sich an den Baukosten notwendiger Baumaßnahmen, 
insbesondere Neu-, Um-, An-, Ersatz- und Erweiterungs-
bauten sowie Sanierungen von Tageseinrichtungen, ihrer 
Leistungsfähigkeit entsprechend.

(3) Beteiligen sich die anerkannten Träger der freien Ju-
gendhilfe gem. Absatz 2 an den Baukosten notwendiger 
Baumaßnahmen, so wird die Entlastung auf die Anteile 
nach Absatz 1 angerechnet, zunächst auf den Anteil des 
kommunalen Trägers, im zweiten Schritt auf den Anteil 
des örtlichen Trägers der öffentlichen Jugendhilfe und im 
dritten Schritt zugunsten des überörtlichen Trägers der öf-
fentlichen Jugendhilfe.”

11.	 Der bisherige § 28 wird zu § 29.
12.	 Im neuen § 29 Abs. 2 Nr. 3 werden die Worte „Geburtsmo-

nat, Geburtsjahr“ durch das Wort „Geburtstag“ ersetzt.

13.	 Der bisherige § 29 wird zu § 30.

14.	 Der bisherige § 30 wird zu § 31.

15.	 Der bisherige § 31 wird zu § 32.

16.	 Im neuen § 32 wird in Abs. 1 die Zahl „29“ durch die 
Zahl „30“ ersetzt.

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am 1. August 2025 in Kraft.
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muss die Zahl “29” durch die Zahl “30” ersetzt werden.

Für die Fraktion:
Martin Brandl


